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Bezirksregierung Arnsberg


Antrag der Entsorgungswirtschaft Soest GmbH, Aldegreverwall 24, 
59494 Soest auf Erteilung einer Genehmigung nach 
§ 35 Abs. 3 Kreislaufwirtschaftsgesetzt (KrWG) 
zur wesentlichen Änderung der Hausmülldeponie Erwitte, 
Hüchtchenweg 5 in 59597 Erwitte, 
durch Errichtung und Betrieb einer neuen zentralen Gassammelstelle, 
einer neuen Gasfördereinrichtung einschließlich 
Schwachgasbehandlungsanlage (RTO)
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Öffentliche Bekanntmachung
nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG


Die Firma Entsorgungswirtschaft Soest GmbH, Aldegreverwall 24, 59494 Soest, hat mit Datum vom 17.05.2024 die Erteilung einer Genehmigung nach § 35 Abs. 3 Kreislaufwirtschaftsgesetzt (KrWG) zur wesentlichen Änderung der Hausmülldeponie Erwitte, Hüchtchenweg 5 in 59597 Erwitte, Gemarkung Erwitte, Flur 14, Flurstück 95 beantragt.

Der Genehmigungsantrag umfasst im Wesentlichen folgende Änderungen:

1.	Anpassung des Entgasungskonzepts
2.	Erweiterung und Modernisierung des Gasfassungssystems
3.	Profilierung und temporäre Oberflächenabdichtung
4.	Rückbau der vorhandenen Gassammelstellen GSD 2 und GSD 3 sowie der Gasförderstation inkl. HAT-Fackelanlage
5.	Bau und Betrieb einer neuen zentralen Gassammelstelle GSD sowie einer neuen Gasförderstation inkl. Schwachgasbehandlungsanlage (RTO)

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung gemäß § 35 Abs. 3 Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) in Verbindung mit § 19 Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung – DepV).

Weiterhin bedarf das beantragte Vorhaben auch einer Genehmigung gemäß § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in Verbindung mit Nr. 8.1.1.4 V des Anhangs 1 zur Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV). Diese wird aber von der Plangenehmigung nach § 35 Abs. 3 KrWG eingeschlossen.

Das Vorhaben fällt zugleich unter § 2 Abs. 4 Nr. 1 (Neugenehmigung Deponiegasbehandlungsanlage) und Nr. 2 (Änderung der Deponieentgasung) UVPG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG und Nr. 12.2.1 Spalte 1 (Deponie zur Ablagerung von nicht gefährlichen Abfällen im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, mit Ausnahme der Deponien für Inertabfälle nach Nummer 12.3, mit einer Aufnahmekapazität von 10 t oder mehr je Tag oder mit einer Gesamtkapazität von 25.000 t oder mehr) sowie Nr. 8.1.1.3 Spalte 2 mit Kennung „A“ (Anlagen zur Beseitigung oder Verwertung fester, flüssiger oder in Behältern gefasster gasförmiger Abfälle, Deponiegas oder anderer gasförmiger Stoffe mit brennbaren Bestandteilen durch thermische Verfahren, insbesondere Entgasung, Plasmaverfahren, Pyrolyse, Vergasung, Verbrennung oder eine Kombination dieser Verfahren bei nicht gefährlichen Abfällen mit einer Durchsatzkapazität von weniger als 3 t Abfällen je Stunde) der Anlage 1 zum UVPG 

Für diese wesentliche Änderung der Deponie ist im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens nach KrWG eine allgemeine Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 UVPG, insbesondere auch unter Berücksichtigung der Vorgaben des § 9 Abs. 4 UVPG, in Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG vorzunehmen. Dabei handelt es sich um eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, bei der festgestellt werden soll, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die für die Genehmigung des Vorhabens zu berücksichtigen sind und deshalb eine UVP-Pflicht besteht.

Für das Neuvorhaben (Deponiegasbehandlungsanlage) ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach KrWG eine allgemeine Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 UVPG vorzunehmen. Dabei handelt es sich um eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, bei der festgestellt werden soll, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann die für die Genehmigung des Vorhabens zu berücksichtigen sind und deshalb eine UVP-Pflicht besteht. 

Somit ist insgesamt eine allgemeine Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 UVPG vorzunehmen.

Die Bewertung im Rahmen einer überschlägigen Prüfung anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, dass das geplante Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt haben kann. 

Diese Bewertung stützt sich insbesondere auf folgende Aspekte: 

Das geplante Vorhaben ist nicht mit einer Kapazitätserhöhung der Deponie oder einer Änderung der zugelassenen Abfallschlüsselnummern verbunden. Es werden für die Änderung an der Deponie selbst keine Schwellenwerte nach UVPG, BImSchG, WHG oder weiteren Rechtsbereichen überschritten. Die eingeschlossene Neugenehmigung der Deponiegasbehandlungsanlage überschreitet aber die Mengenschwellen der 4. BImSchV sowie die Mengenschwelle im UVPG.

Das hier beantragte Vorhaben umfasst die Anpassung des Entgasungskonzepts, die Erweiterung und Modernisierung des Gasfassungssystems der Deponie sowie die Errichtung und den Betrieb einer neuen zentralen Gassammelstelle und einer neuen Gasförderstation einschließlich Schwachgasbehandlungsanlage (RTO) mit einer maximalen Kapazität von 250 kW.

Eine Nutzung der o. g. natürlichen Ressourcen findet nicht statt, da die beantragten Änderungen (siehe I.) auf einer bestehenden, noch nicht rekultivierten Deponie durchgeführt werden. Weiterhin werden für die Aufstellung der Deponiegasbehandlungsanlage und der neuen Gassammelstellen bereits vorher bebaute Flächen verwendet.
Es ist nicht ersichtlich, dass planungsrelevante Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und europäische Vogelarten durch das Vorhaben bedroht werden. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände, die die Notwendigkeit einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich machen würden, sind nicht erkennbar.

Mit dem beantragten Vorhaben sind keine nachteiligen Veränderungen des Emissions- und Immissionsverhaltens der Anlage verbunden.
Die vorgegebenen Grenzwerte der TA-Lärm zur nächsten benachbarten Wohnbebauung werden eingehalten. Mit Geruchsemissionen ist während des Betriebs nicht zu rechnen. Weiterhin wird durch das Vorhaben die Emissionssituation positiv verändert. Das in der Deponie noch vorhandene und weiter entstehende Deponiegas wird verstärkt abgesaugt und die Luftschadstoffe im Deponiegas werden durch den Einsatz einer modernen Abluftbehandlungsanlage gereinigt und minimiert. 
Die zulässigen Grenzwerte der TA-Luft werden eingehalten.
Die maximalen Emissionsmassenströme liegen nach Angaben des Antragstellers deutlich unter den Bagatellmassenströmen nach 4.6.1.1, Tabelle 7 der TA-Luft.
Weiterhin erfolgt eine Verbesserung durch das verstärkte Absaugen und Behandeln von klimaschädlichem Methan. Diffuse Methanemissionen werden dadurch reduziert.

Das Vorhaben steht auch nicht in einem engeren Zusammenhang mit anderen Vorhaben derselben Art (§ 10 Abs. 4 UVPG). Das Vorhaben selbst ist auch kein Schutzobjekt im Sinne des § 5d BImSchG, zudem liegt es auch nicht innerhalb eines angemessenen Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereichs (§ 8 UVPG).

Das Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG. Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar. Die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.

Diese Bekanntmachung kann auch im Internet unter http://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/ eingesehen werden.


Im Auftrag

Gez. Sadlau

image1.jpeg




